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Die Woche im Arbeitsrecht

// Im Blickpunkth

Cisch und Bleeck befassen sich in dieser Ausgabe mit der j�ngeren Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zur be-

trieblichen Altersversorgung. Freckmann beleuchtet in ihrem Kommentar das Schicksal einer Bezugnahmeklausel bei ei-

nem durch Branchenwechsel bedingten Betriebs�bergang.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Christian Oberwetter,

Fachanwalt f�r Arbeitsrecht

und Informationstechnolo-

gierecht

In Videogewittern

�berwachung ist l�ngst nicht mehr lediglich

eineDom�nedes Staates. Die j�ngsten Enth�l-

lungen �ber die Praxis der heimlichen Video-

�berwachung bei Discountern haben gezeigt,

dass verdeckte Mitarbeiterbeobachtung au-

genscheinlich eine Realit�t in deutschen Un-

ternehmen ist. Reichen die gesetzlichen Rege-

lungen nicht aus oder hinkt die Rechtspre-

chung der technischen Entwicklung hinter-

her? Keinesfalls: Das Zusammenwirken von

datenschutzrechtlichen Vorschriften und dem

traditionellen Pers�nlichkeitsrechtsschutz bie-

tet Arbeitnehmern eine hinreichende Sicher-

heit. In diesem Rahmen gew�hrt die Recht-

sprechungdemArbeitgebernur inAusnahme-

f�llen ein Recht auf eine verdeckte Video�ber-

wachung: Esmuss der konkrete Verdacht einer

strafbaren Handlung gegen einen Arbeitneh-

mer vorliegen und die heimliche �berwa-

chung muss die einzige M�glichkeit sein, den

T�ter zu �berf�hren (BAG, NJW 2003, 3436).

Spannend wird sein, wie die Rechtsprechung

auf neue technische M�glichkeiten reagieren

wird, so den Einsatz von RFID-Anwendungen

(DatenmeldungenmitHilfe vonFunketiketten,

z.B. auf dem Hausausweis) und die Ortung

von Arbeitnehmern via Handy und GPS. Eines

ist sicher: Der Datenschutz ist aus der Versen-

kung zur�ckgekehrt und wird die Gesetzge-

bung und Rechtsprechung auch und vor al-

lem im Arbeitsrecht nachhaltig besch�ftigen.

Zeit, den Arbeitnehmerdatenschutz in einem

speziellen Gesetz zu konzentrieren.

Zur Mitarbeiter�berwachung vgl. Dr. Anke

Freckmann, „Die Erste Seite“ in BB 22/2008.

Entscheidungen
BAG: Geschlechtsspezifische Benachteili-

gung wegen Schwangerschaft bei einer

Stellenbesetzung

Der achte Senat entschied in seinem Urteil vom

24.4 2008 – 8 AZR 257/07 –wie folgt: Bewirbt sich

eine schwangere Arbeitnehmerin um eine Stelle

und besetzt der Arbeitgeber, demdie Schwanger-

schaft bekannt ist, diese Stelle mit einem m�nnli-

chenMitbewerber, sohatdieArbeitnehmerin eine

geschlechtsspezifische Benachteiligung dann

glaubhaft gemacht, wenn sie außer der Schwan-

gerschaft weitere Tatsachen vortr�gt, welche eine

Benachteiligung wegen ihres Geschlechts vermu-

ten lassen. An diesen weiteren Tatsachenvortrag

sind keine strengenAnforderungenzu stellen.

(Quelle: PM des BAG vom 24.4.2008)

BAG:TariflicheK�ndigungsfrist f�rArbeitneh-

mermit l�ngererBetriebszugeh�rigkeit

Der zweite Senat entschied in seinem Urteil vom

23.4 2008 – 2 AZR 21/07 – wie folgt: Nach § 622

Abs. 4 BGB kann durch Tarifvertrag von den ge-

setzlichen Regelungen der K�ndigungsfristen in

§ 622 Abs. 2 BGB abgewichen werden. Die Tarif-

vertragsparteien sind nicht verpflichtet, f�r Ar-

beitnehmer mit l�ngerer Besch�ftigungsdauer

verl�ngerte K�ndigungsfristen vorzusehen. Es be-

steht kein Differenzierungsgebot zugunsten �lte-

rer Arbeitnehmer.

(Quelle: PM des BAG vom 23.4.2008)

BAG: Abl�sung einer tarifvertraglichen

Altersversorgung durch eine Betriebsver-

einbarung

Der dritte Senat entschied in seinem Urteil vom

13.11.2007 – 3 AZR 191/06 – wie folgt: Tariflich

geregelte Anspr�che auf Versorgung k�nnen

nicht im Wege der sog. �ber-Kreuz-Abl�sung

durch eine beim Erwerber bestehende Betriebs-

vereinbarung abgel�st werden. Der Regelungs-

gegenstand „Altersversorgung“ ist nur teilmitbe-

stimmt. Damit fehlt es f�r diesen Regelungsge-

genstand an der notwendigen Kongruenz des

Umfangs der „erzwingbaren“ Regelungsmacht

der Tarifpartner auf der einen und der Betriebs-

partner auf der anderen Seite.

Volltext desUrt.: // BB-ONLINE BBL2008-1001-1

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Arbeitsverh�ltnis und „Ein-Euro-Job“

Der f�nfte Senat entschied in seinem Urteil vom

20.2.2008 – 5 AZR 290/07 – wie folgt: Arbeitsge-

legenheiten mit Mehraufwandsentsch�digung

nach § 16 Abs. 3 S. 2 SGB II begr�nden ein von

Rechtss�tzen des �ffentlichen Rechts gepr�gtes

Rechtsverh�ltnis zwischen dem Hilfebed�rftigen

und dem Maßnahmetr�ger. Werden die gesetz-

lichen Zul�ssigkeitsvoraussetzungen f�r Arbeits-

gelegenheiten mit Mehraufwandsentsch�digung

nicht eingehalten, entsteht allein daraus kein pri-

vatrechtliches Vertragsverh�ltnis. Das gilt auch

f�r den Fall einer bewussten Missachtung des

Gesetzes. Die Annahme eines Arbeitsverh�ltnis-

ses setzt voraus, dass die beiderseitigen Erkl�run-

gen trotz der Heranziehung des Hilfebed�rftigen

auf den Abschluss eines privatrechtlichen Ver-

trags i. S. d. § 611 BGB gerichtet sind. Das hat

derjenige, der sich auf ein Arbeitsverh�ltnis be-

ruft, darzulegen und im Streitfalle zu beweisen.

Der Senat f�hrt damit seine Rechtsprechung

vom 26.9.2007 – 5 AZR 857/06 – fort.

Volltext desUrt.: // BB-ONLINE BBL2008-1001-2

unterwww.betriebs-berater.de

ArbG Berlin: Einstweilige Verf�gung gegen

Einteilung zu Notdienstarbeiten

Das ArbG hat in zwei einstweiligen Verf�gungen

vom 28.4.2008 auf Antrag der Gewerkschaft der

Polizei sowie der Deutschen Polizeigewerkschaft

dem Polizeipr�sidenten untersagt, f�r die geplan-

ten Streikmaßnahmen streikbereite und streik-

willige Arbeitnehmer der Gewerkschaften zu Not-

dienstt�tigkeiten einzuteilen, die �ber die in fr�-

heren Notdienstvereinbarungen zum Warnstreik

vom 19.2.2008 (Zentraler Objektschutz, Gefan-

genenbewachung) und sp�teren Notdienst-

verhandlungen bez�glich anderer Organisations-

einheiten niedergelegten Notdienste hinaus-

gehen.
(Quelle: PM des LAG Berlin-Brandenburg vom 28.4.2008)

St�ndige Mitarbeiter im Arbeitsrecht: Prof. Dr. Burkhard Boemke, Leipzig; RA Dr. Anke Freckmann, K�ln; RA Dr. Mark Lembke, Frankfurt a.M.; RA Dr. Wolfgang Lipinski, M�nchen;
Prof. Dr. Dr. h. c. Manfred L�wisch, Freiburg i. Br.; RA Dr. Oliver Simon, Stuttgart; RA Dr. Stefan Simon, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. Gregor Th�sing, Bonn
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